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9079 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Ausschusses für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz 

über den Beschluss des Nationalrates vom 4. Juli 2013 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz, das Betriebliche Mitarbeiter- und 
Selbständigenvorsorgegesetz, das Betriebspensionsgesetz, das Landarbeitsgesetz 1984, das 
Bundespflegegeldgesetz, das Mutterschutzgesetz 1979, das Väter-Karenzgesetz, das 
Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, das Arbeitsmarktservicegesetz, das Allgemeine 
Sozialversicherungsgesetz, das Allgemeine Pensionsgesetz (11. Novelle zum APG), das 
Kinder- und Jugendlichen-Beschäftigungsgesetz 1987, das Bundessozialamtsgesetz und 
das Familienlastenausgleichsgesetz 1967 geändert werden (Arbeitsrechts-Änderungsgesetz 
2013 – ARÄG 2013) 

Mit dem vorliegenden Beschluss des Nationalrates werden zur besseren Vereinbarkeit von beruflichen 
und familiären Verpflichtungen die Instrumente der Pflegekarenz und der Pflegeteilzeit festgelegt, die 
eine schriftliche Vereinbarung dieser Auszeit im aufrechten Arbeitsverhältnis ermöglichen, an die sich 
arbeits- und sozialrechtliche Folgen knüpfen. Neben arbeitsrechtlichen Absicherungen sind auch eine 
finanzielle Unterstützung sowie sozialversicherungsrechtliche Begleitmaßnahmen vorgesehen.  
Durch die Normierung der Pflegeteilzeit in Anlehnung an die Bestimmungen der Pflegekarenz wird jenen 
Fällen Rechnung getragen, in denen nur eine teilweise Arbeitszeitreduktion erforderlich ist.  
Da Pflegekarenz und Pflegeteilzeit Überbrückungsmaßnahmen darstellen, wird die Dauer mit ein bis drei 
Monaten festgelegt. Durch die erforderliche Vereinbarung zwischen Arbeitnehmer/in und Arbeitgeber/in 
wird sichergestellt, dass auch auf die Erfordernisse des Betriebs Rücksicht genommen wird. 
 
Weiters hat der gegenständliche Beschluss des Nationalrates folgende Maßnahmen zum Inhalt: 
 
- Übertragung der Entscheidungskompetenz über Pflegegeldansprüche vom Bundessozialamt und der 

Versicherungsanstalt des österreichischen Notariates auf die Pensionsversicherungsanstalt; 
- Einführung einer neuen Kurzbezeichnung für das Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen; 
- Gesetzliche Regelungen in Bezug auf die Abschaffung der Papiermeldungen für juristische Personen 

und eingetragene Personengesellschaften. 
 
Der Ausschuss für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz hat den gegenständlichen Beschluss des 
Nationalrates in seiner Sitzung am 16. Juli 2013 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatter im Ausschuss war Bundesrat Rene Pfister. 
Gemäß § 30 Abs. 2 GO-BR wurde beschlossen, Bundesrat Efgani Dönmez, PMM mit beratender Stimme 
an den Verhandlungen teilnehmen zu lassen. 
Zum Berichterstatter für das Plenum wurde Bundesrat Rene Pfister gewählt. 
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Der Ausschuss für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz stellt nach Beratung der Vorlage am 16. Juli 
2013 mit Stimmeneinhelligkeit den Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen 
Einspruch zu erheben. 

Wien, 2013 07 16 

 Rene Pfister Inge Posch-Gruska 
 Berichterstatter Vorsitzende 
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